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Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang t 979 Ausgegeben am 16. März 1979 7. Stück 

7. Gesc:tz: Pensionsordnung 1966; Anderung (5. Novelle zur Pensionsordnung 1966), 
8. Kundrruichung: _>\ufhebung des § 20 )\bs. 3 des \'\;'iener Bezilgegesetzes durch den Verfassungsgerichtshof, 

7. 
Gesetz vom 12. Dezember 1978, mit dem 
die Pensionsordnung 1966 gelindert wird 
(5. Novelle zur Pensionsordnung 1966) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Pensionsordnung 1966, LGBI. für Wien 
Nr. 19/1967, in der Fassung der Gesetze LGBL 
für Wien Nr. 46/1969, 27/1970, 7/1973 und 54/ 
1974 wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 hat zu lauten: 

„(2) Als ruhegenußfähige Dienstzeit zur Stadt 
Wien gilt die Zeit, die der Beamte im öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt Wien vom 
Tag des Dienstantrittes bis zum Tag des Aus­
scheidens aus dem Dienststand zurückgelegt hat. 
Ausgenommen hievon sind die Zeit eigenmächti­
gen und unentschuldigten Fernbleibens vom 
Dienst in der Dauer von mehr als drei Tagen 
und die Zeit des Pernbleibens vom Dienst infolge 
Freiheitsentzuges wegen eines strafrechtlich zu 
ahndenden Tatbestandes." 

2. § 17 Abs. 5 lit. c bat zu lauten: 

„c) verheiratet ist, es sei denn, daß die Ein­
künfte des Ehegatten zur Bestreitung des 
angen1esserten Lebensunterhaltes nicht auS"­
reichen. H 

Die unter Z. 3 genannte Voraussetzung ent­
fällt, wenn 

a) die frühere Ehefrau seit dem Zeitpunkt des 
Eintrittes der Rechtskraft des Scheidungs­
urteiles erwerbsunfahig ist, oder 

b) aus der geschiedenen Ehe ein Kind hervor­
gegangen oder durch diese Ehe ein Kind 
legitimiert worden ist oder die Ehegatten 
gemeinsam ein Wahlkind angenornmen 
haben und das Kind in allen diesen Fällen 
am Sterbetag des Beamten dem Haushalt 
der früheren Ehefrau angehört und Ansprurli 
auf Waisenversorgungsgenuß hat; das Er­
fordernis der Haushaltszugehörigkeit ent­
fällt bei nachgeborenen Kindern." 

4. Der zweite Satz des § 26 Abs. 1 hat zu ent- . 
fallen. 

5. § 26 Abs. 4 lit. c hat zu lauten: 

uc) Einkünfte eines Kindes des Anspruchs­
berechtigten, das bei der Berechnung des 
Mindestsatzes zu berücksichtigen ist, soweit 
sie im Kalendermonat den Betrag über­
steigen, um den sich der Mindestsatz für 
das Kind erhöht. H 

6. Im § 56 Abs. 3 tritt an die Stelle des Aus­
druckes „ 1 v. H. H vom 1. Jänner 1979 an der 
Ausdruck „S v. H." und vom 1. Jänner 1980 an 
der Ausdruck „9 v. H.". An die Stelle des Au ... 

3. § 19 Abs. 4 hat zu lauten: druckes „der HundertsaU auf 3,5" tritt vom 
„(4) Der Versorgungsbezug ausgenommen 1. Jänner 1979 an der Ausdruck „der Hundert-

die Ergänzungszulage und die Hilflosenzulage 'satz auf 4" und vom 1. Jänner 1980 an der Aus-
darf die Unterhaltsleistung nicht übersteigen, auf druck „der Hundertsatz auf 4,5". 
die die frühere Ehefrau gegen den verstorbenen 
Beamten an dessen Sterbetag Anspruch gehabt 
hat. Dies gilt jedoch nicht, \Venn 

1. in dem auf Scheidung lautenden Urteil 
gemäß § 61 Abs. 3 des Ehegesetzes ausge­
sprochen wurde~ daß der klagende Ehemann 
die Zerrüttung der Ehe allein oder über­
\Viegend verschuldet hat, 

2. die Ehe mindestens 15 Jahre gedauert und 
3. die frühere Ehefrau im Zeitpunkt des Ein­

trittes der Rechtskraft des Scheidungsurteiles 
das 40, Lebensjahr vollendet hat. , 
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7. Im§ 57 Abs. 2 zweiter Satz tritt an die Stelle 
des Ausdruckes „der Hundertsatz SH vom 
1. Jänner 1979 an der Ausdruck „der Hundert­
satz sechs" und vom 1. Jänner 1980 an der Aus­
druck ,,der I-Iundertsatz sieben''. 

8. Im § 60 Abs. 1 Z. 4 vierter Sau und im§ 61 
Abs. 3 zweiter Satz tritt an die Stelle des Aus­
druckes „der Hundertsatz 5"' von1 1. Jänner 1979 
an der Ausdruck uder Hundertsatz scchs0 

und vom !. Jänner 1980 an der Ausdruck „der 
Hundertsatz sieben". 
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